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Einfirmenvertreter durch hauptberufliche Tätigkeitsverpflichtung 
im Handelsvertretervertrag 

Wird einem Handelsvertreter auferlegt, hauptberuflich für den Unternehmer tätig 
zu werden, mit dem er den Handelsvertretervertrag geschlossen hat, so ist er nach 
Sinn und Zweck des § 92a Abs. 1 Satz 1 HGB als Einfirmenvertreter kraft Vertrags 
einzustufen. Ein solcher Handelsvertreter ist zwar nicht völlig von diesem Unter-
nehmer abhängig, weil ihm eine nebenberufliche Tätigkeit gestattet ist. Bei der ge-
botenen typisierenden Betrachtung ist ein solcher Handelsvertreter jedoch einem 
Angestellten ähnlich angenähert wie ein Handelsvertreter, dem vertraglich voll-
ständig untersagt ist, für weitere Unternehmer tätig zu werden.

BGH, Beschluss vom 16.10.2014 – Aktenzeichen VII ZB 16/14

Die Parteien dieses Rechtsstreites stritten im Rahmen eines Provisionsrückzahlungspro-
zesses vorab über den zutreffenden Rechtsweg. Entgegen der Beschwerdeinstanz, dem 
OLG Dresden, welches eine Zuständigkeit der ordentlichen Zivilgerichte angenommen 
hatte, sah der Bundesgerichtshof jedoch eine Zuständigkeit der Arbeitsgerichte nach § 2 
Abs. 1 Nr. 3 i.V.m. § 5 Abs. 3 Satz 1 ArbGG für gegeben an.

Nach § 13 GVG gehörten vor die ordentlichen Gerichte alle bürgerlichen Rechtsstreitig-
keiten, für die nicht entweder die Zuständigkeit von Verwaltungsbehörden oder Verwal-
tungsgerichten begründet sei oder aufgrund von Vorschriften des Bundesrechts beson-
dere Gerichte bestellt oder zugelassen seien. Nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 ArbGG seien die Ar-
beitsgerichte ausschließlich zuständig für näher bezeichnete bürgerliche Rechtsstreitig-
keiten zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern.

Handelsvertreter im Sinne des § 84 Abs. 1 HGB gelten nach § 5 Abs. 3 Satz 1 ArbGG nur 
dann als Arbeitnehmer im Sinne des Arbeitsgerichtsgesetzes, wenn sie zu dem Personen-
kreis gehören, für den nach § 92a HGB die untere Grenze der vertraglichen Leistungen des 
Unternehmers festgesetzt werden kann, und wenn sie während der letzten sechs Monate 
des Vertragsverhältnisses, bei kürzerer Vertragsdauer während dieser, im Durchschnitt 
monatlich nicht mehr als 1.000 Euro auf Grund des Vertragsverhältnisses an Vergütung 
einschließlich Provision und Ersatz für im regelmäßigen Geschäftsbetrieb entstandene 
Aufwendungen bezogen haben.

Zu dem genannten Personenkreis gehören Handelsvertreter, die vertraglich nicht für wei-
tere Unternehmer tätig werden dürfen (§ 92a Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 HGB; so genannte Ein-
firmenvertreter kraft Vertrags), und Handelsvertreter, denen dies nach Art und Umfang 
der verlangten Tätigkeit nicht möglich ist (§ 92a Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 HGB; so genannte 
Einfirmenvertreter kraft Weisung). Als Einfirmenvertreter kraft Vertrags ist ein Handels-
vertreter insbesondere dann einzustufen, wenn ihm vertraglich untersagt ist, für weitere 
Unternehmer tätig zu werden.
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Die Beratung im Vertriebsrecht insbesondere auch die Vertragsprüfung ist eine der wesentli-
chen Leistungen der CDH Organisation für Mitglieder. Nähere Informationen unter: 
www.cdh.de/leistungen/beratung 
Das Urteil ist für eine Veröffentlichung in der Rechtsprechungssammlung HVR-Online vorgese-
hen, die unter www.cdh-wdgmbh.de bestellt werden kann.

Die Beschränkung des besonderen sozialen Schutzes auf den Einfirmenvertreter kraft 
Vertrags oder Weisung finde darin ihre Rechtfertigung, dass dieser Vertreter in seiner 
Stellung am stärksten einem Angestellten angenähert sei. Der Einfirmenvertreter sei an 
einen bestimmten Unternehmer gebunden, für den er seine Arbeitskraft und -zeit einset-
zen muss und von dem er dadurch völlig abhängig sei. Hingegen könne einem Handels-
vertreter, der für mehrere Unternehmer tätig werden und die sich daraus ergebenden 
Chancen ausnutzen kann, kein Mindestschutz zugebilligt werden. Ein solcher Handelsver-
treter habe die typische Stellung eines selbständigen Kaufmannes.

Werde einem Handelsvertreter allerdings auferlegt, hauptberuflich für den Unterneh-
mer tätig zu werden, mit dem er den Handelsvertretervertrag geschlossen hat, so sei er 
nach Sinn und Zweck des § 92a Abs. 1 Satz 1 HGB als Einfirmenvertreter kraft Vertrags 
einzustufen. Ein solcher Handelsvertreter sei zwar nicht völlig von diesem Unternehmer 
abhängig, weil ihm eine nebenberufliche Tätigkeit gestattet sei. Bei der gebotenen typisie-
renden Betrachtung sei ein solcher Handelsvertreter jedoch einem Angestellten ähnlich 
angenähert wie ein Handelsvertreter, dem vertraglich vollständig untersagt sei, für weite-
re Unternehmer tätig zu werden. Denn er sei - ähnlich wie ein hauptberuflich Angestell-
ter - verpflichtet, hauptberuflich für den Unternehmer tätig zu werden, mit dem er den 
Handelsvertretervertrag geschlossen habe. Er könne die sich aus einer etwaigen neben-
beruflichen Tätigkeit ergebenden Chancen nicht in gleicher Weise nutzen wie ein nicht 
in den Anwendungsbereich des § 92a Abs. 1 Satz 1 HGB fallender Mehrfirmenvertreter. 
Anders als dieser habe er nicht die typische Stellung eines selbständigen Kaufmannes. Er 
sei vielmehr wegen der hauptberuflichen Zuordnung zu einem Unternehmer von diesem 
abhängig und kann ebenso wie der in den Gesetzesmaterialien genannte Einfirmenver-
treter erwarten, dass seine Arbeit wenigstens so viel einbringe, als er zur Erhaltung seiner 
Existenz unumgänglich benötigt.

Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze ergebe sich aus § 2 Nr. 1 Satz 1 des zwischen 
den Parteien vereinbarten Consultant-Vertrages ein vertragliches Verbot der Tätigkeit für 
weitere Unternehmer im Sinne des § 92a Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 HGB. § 2 Nr. 1 Satz 1 des 
Consultant-Vertrags enthalte, sieht man von dem in Parenthese gesetzten Zusatz "haupt-
beruflich" ab, ein generelles Verbot, für weitere Unternehmer tätig zu werden. Der in Par-
enthese gesetzte Zusatz habe zwar ersichtlich den Zweck, dieses generelle Verbot in dem 
Sinne einzuschränken, dass eine nebenberufliche Tätigkeit für andere Unternehmer - au-
ßerhalb des Konkurrenzbereichs - gestattet wird. Aufgrund dieses Zusatzes wäre der be-
klagte Handelsvertreter jedoch - ähnlich wie ein hauptberuflich Angestellter - verpflichtet, 
hauptberuflich für die Klägerin tätig zu werden.


